
IPRspr 2021-73


BFH, Urt. vom 20.04.2021 – IV R 20/17

1/1

Verfahrensgang

FG Berlin-Brandenburg, Urt. vom 13.09.2017 – 7 K 7270/14



BFH, Urt. vom 20.04.2021 – IV R 20/17, IPRspr 2021-73

Rechtsgebiete

Allgemeine Lehren → Ermittlung, Anwendung und Revisionsfähigkeit ausländischen Rechts

Leitsatz

Es ist Aufgabe des FG als Tatsacheninstanz, das maßgebende ausländische Recht gemäß § 155 Satz 1

FGO﻿ i.V.m. § 293﻿ der Zivilprozessordnung (ZPO) von Amts wegen zu ermitteln. Wie das FG das

ausländische Recht ermittelt, steht in seinem pflichtgemäßen Ermessen. Die Feststellungen zu Bestehen

und Inhalt des ausländischen Rechts sind für das Revisionsgericht grundsätzlich bindend (§ 155 FGO i.V.m.

§ 560 ZPO﻿). Sie sind revisionsrechtlich wie Tatsachenfeststellungen zu behandeln. Fehlen jedoch die

erforderlichen Feststellungen zum maßgeblichen ausländischen Recht, liegt ein materieller Mangel vor.

Ebenso entfällt die Bindungswirkung, soweit die erstinstanzlichen Feststellungen auf einem nur

kursorischen Überblick über die zu behandelnde Materie beruhen. [LS der Redaktion]
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